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Antrag 

der Fraktion der SPD 


betr. Ordnung des Omnibusverkehrs 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Die Bundesregierung wird ersucht, 

1 . dem Bundestag alsbald einen Entwurf zur Änderung des Personen- 
beförderungsgesetzes vorzulegen. In diesem Gesetz sollen u. a. die 
bisher im sog. „Bahn-Post -Abkommen” geregelte Materie kodifiziert, 
die Begriffsbestimmungen der einzelnen Verkehrsarten der tatsächli- 
chen Entwicklung angepaßt und die Frage des öffentlichen Verkehrs- 
bedürfnisses in Übereinstimmung mit dem Grundgesetz geregelt 
werden. Darüber hinaus soll das Gesetz insbesondere der Verwaltung 
ein praktikables Verfahren zur Ordnung des Omnibus-Überland- 
verkehrs sowohl im Verhältnis zur Eisenbahn als auch in sich selbst 
an die Hand geben; 

2. dafür Sorge zu tragen, daß die unnötige Kosten verursachende 
Konkurrenz zwischen dem Kraftpostverkehr und dem Omnibus- 
verkehr der Deutschen Bundesbahn durch Errichtung einer von 
beiden Unternehmen gemeinsam getragenen Omnibus-Betriebs- 
gesellschaft umgehend beseitigt wird. Dabei ist zu prüfen, ob 
auch anderen öffentlichen sowie privaten, Omnibuslinien betreiben- 
den Unternehmen die Beteiligung ermöglicht werden kann. 


Bonn, den 13. Januar 1954 


Ollenhauer und Fraktion 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heser. Bad Godesberg, Rheinallee 20, 

Telefon: 3551 



